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Sachgebiet 63 


Der Bundesminister für 
Wirtschaft und Finanzen 

F/II B 3 - E 4500 - 30/71 


Bonn, den 29. November 1971 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


ßetr.: Grundsätzliche Einwilligung zu einer weiteren apl. Aus- 
gabe von 10 Millionen DM bei Kap. 10 03 Tit. apl. 
683 98 (Erstattungen bei der Ausfuhr von pflanzlichen 
und tierischen Erzeugnissen infolge Freigabe des 
Wechselkurses der Deutschen Mark ab 10. Mai 1971) 
— Hj. 1971 — 

Bezug: Mein Schreiben vom 24. Mai 1971 
F/IIB3 — E 4500 — 4/71 
— Drucksache VI/2220 — 


Unter Bezugnahme auf § 37 Abs. 4 BHO unterrichte ich den 
Deutschen Bundestag über folgende weitere außerplanmäßige 
Ausgabe: 

Mit Schreiben vom 24. Mai 1971 hatte ich dem Deutschen Bun- 
destag mitgeteilt, daß ich meine Einwilligung zu einer außer- 
planmäßigen Ausgabe bei Kap. 10 03 Tit, apl. 683 98 — Erstat- 
tungen bei der Ausfuhr von pflanzlichen und tierischen Erzeug- 
nissen infolge Freigabe des Wechselkurses der Deutschen Mark 
ab 10. Mai 1971 — Hj. 1971 — bis zu 30 Millionen DM erteilt 
habe. 

Die Mehrausgabe wird aus dem Aufkommen der bei der Einfuhr 
zu erhebenden Ausgleichsbeträge (Kap. 60 01 Tit. apl. 026 04 
— Hj. 1971 — ) gedeckt. 

Der Haushaltsausschuß des Deutschen Bundestages hat diese 
Ausgabe in seiner 61. Sitzung am 11. November 1971 gebilligt. 

Ich habe nunmehr eingewilligt, daß diese apl. Ausgabe um bis 
zu 10 Millionen DM auf bis zu 40 Millionen DM erhöht wird. 
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Diese Erhöhung war aus folgenden Gründen unabweisbar: 

Bis Ende Oktober d. J. sind der Erstattungsstelle beim HZA 
Hamburg-Jonas rund 20000 Anträge auf Ausgleichszahlung vor- 
gelegt worden. Davon wurden bis dahin rund 10 000 Anträge 
mit Ausgaben von rund 15 Millionen DM bearbeitet. Die noch 
zu bearbeitenden 10 000 Anträge sowie die im November d. J. 
zu erwartenden Anträge werden voraussichtlich Ausgaben von 
etwa 25 Millionen DM zur Folge haben. Dabei ist berücksichtigt, 
daß die Ausgleichssätze während der bisherigen Dauer der 
Maßnahme ständig gestiegen sind. Der VO (EWG) Nr. 1014/71 
der Kommission vom 17. Mai 1971 zur Festsetzung der in der 
VO (EWG) Nr. 974/71 über konjunkturpolitische Maßnahmen 
vorgesehenen Ausgleichsbeträge (Amtsblatt der EG Nr. L 110 
S. 10) lag eine Kursabweichung von 3 v. H. zugrunde, während 
die VO (EWG) Nr. 2122/71 der Kommission vom 1. Oktober 
1971 zur Festsetzung der ab 4. Oktober 1971 geltenden Aus- 
gleichsbeträge (Amtsblatt der EG Nr. L 223 S. 1) von einer 
Kursabweichung von 9,4 v. H. ausgeht. Das Personal der Er- 
stattungsstelle beim HZA Hamburg-Jonas ist inzwischen ver- 
stärkt worden. Daher können die bisher nicht erledigten An- 
träge noch vor Ablauf des Haushaltsjahres bearbeitet werden. 

Die Mehrausgabe wird ebenfalls aus dem Aufkommen der bei 
der Einfuhr zu erhebenden Ausgleichsbeträge (Kap. 60 01 Tit. 
apl. 026 04) gedeckt. Dieses Aufkommen hat bis zum 31. Okto- 
ber 1971 rund 57 Millionen DM betragen. 


In Vertretung 

H. Hermsdorf 
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